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 Veröffentlicht am 17.02.2020

Entscheidungsdatum

17.02.2020

Norm

ASVG §410

B-VG Art133 Abs4

VwGVG §28 Abs1

VwGVG §31 Abs1

1. ASVG § 410 heute

2. ASVG § 410 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2013

3. ASVG § 410 gültig von 01.01.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 142/2004

4. ASVG § 410 gültig von 01.08.1998 bis 31.12.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/1998

5. ASVG § 410 gültig von 01.01.1973 bis 31.07.1998 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 31/1973

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VwGVG § 28 heute

2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VwGVG § 31 heute

2. VwGVG § 31 gültig ab 01.09.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 57/2018

3. VwGVG § 31 gültig von 01.01.2017 bis 31.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2017

4. VwGVG § 31 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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L521 2228139-1/3E,

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter MMag. Mathias Kopf, LL.M. im Verfahren über die Beschwerde

des XXXX , vertreten durch XXXX , Rechtsanwalt in 4650 Lambach, Marktplatz 2, gegen den Bescheid der

Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, in einer Angelegenheit nach dem

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz denDas Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter MMag. Mathias Kopf,

LL.M. im Verfahren über die Beschwerde des römisch 40 , vertreten durch römisch 40 , Rechtsanwalt in 4650 Lambach,

Marktplatz 2, gegen den Bescheid der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, in

einer Angelegenheit nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz den

BESCHLUSS

gefasst:

A)

Das Beschwerdeverfahren wird infolge Zurückziehung der Beschwerde gemäß §§ 28 Abs. 1 und 31 Abs. 1 VwGVG

eingestellt.Das Beschwerdeverfahren wird infolge Zurückziehung der Beschwerde gemäß Paragraphen 28, Absatz eins

und 31 Absatz eins, VwGVG eingestellt.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

, ,

Text

BEGRÜNDUNG:, BEGRÜNDUNG:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, wurde der

Beschwerdeführer als Dienstgeber im Sinn des § 35 Abs. 1 ASVG verpEichtet, der Oberösterreichischen

Gebietskrankenkasse aufgrund einer MeldepEichtverletzung gemäß § 113 Abs. 1 Z. 1 und § 113 Abs. 2 ASVG einen

Beitragszuschlag in der Höhe von EUR 1.000,00 zu entrichten.1. Mit Bescheid der Oberösterreichischen

Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, wurde der Beschwerdeführer als Dienstgeber im Sinn des

Paragraph 35, Absatz eins, ASVG verpEichtet, der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse aufgrund einer

MeldepEichtverletzung gemäß Paragraph 113, Absatz eins, ZiFer eins und Paragraph 113, Absatz 2, ASVG einen

Beitragszuschlag in der Höhe von EUR 1.000,00 zu entrichten.

2. Der Beschwerdeführer erhob gegen diesen Bescheid fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde an das

Bundesverwaltungsgericht.

3. Die Oberösterreichische Gebietskrankenkasse wies die gegen den Bescheid vom 24.09.2019 erhobene Beschwerde

zunächst mit Beschwerdevorentscheidung vom 10.12.2019 als unbegründet ab.

4. Der Beschwerdeführer beantragte in der Folge mit Schriftsatz vom 16.12.2019 fristgerecht, die Beschwerde dem

Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorzulegen.

5. Die Beschwerdevorlage langte am 30.01.2020 beim Bundesverwaltungsgericht ein. Die Rechtssache wurde in

weiterer Folge der nun zur Entscheidung berufenen Abteilung des Bundesverwaltungsgerichts zugewiesen.

6. Mit an die belangte Sozialversicherungsanstalt gerichtetem Schriftsatz vom 05.02.2020 erklärte der

Beschwerdeführer im Wege seiner rechtsfreundlichen Vertretung, den Vorlageantrag bzw. die Beschwerde an das

Bundesverwaltungsgericht zurückzuziehen.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

https://www.jusline.at/gesetz/asvg/paragraf/35
https://www.jusline.at/gesetz/asvg/paragraf/113


1. Feststellungen und Beweiswürdigung:

1.1. Bescheid der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, wurde der

Beschwerdeführer als Dienstgeber im Sinn des § 35 Abs. 1 ASVG verpEichtet, der Oberösterreichischen

Gebietskrankenkasse aufgrund einer MeldepEichtverletzung gemäß § 113 Abs. 1 Z. 1 und § 113 Abs. 2 ASVG einen

Beitragszuschlag in der Höhe von EUR 1.000,00 zu entrichten1.1. Bescheid der Oberösterreichischen

Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, wurde der Beschwerdeführer als Dienstgeber im Sinn des

Paragraph 35, Absatz eins, ASVG verpEichtet, der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse aufgrund einer

MeldepEichtverletzung gemäß Paragraph 113, Absatz eins, ZiFer eins und Paragraph 113, Absatz 2, ASVG einen

Beitragszuschlag in der Höhe von EUR 1.000,00 zu entrichten

1.2. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben.

1.3. Während des anhängigen Beschwerdeverfahrens erklärte der Beschwerdeführer mit Schriftsatz seiner

rechtsfreundlichen Vertretung vom 05.02.2020, beim Bundesverwaltungsgericht nach Weiterleitung durch die belangte

Sozialversicherungsanstalt eingelangt am 14.02.2020, die gegen den Bescheid der Oberösterreichischen

Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, erhobene Beschwerde zurückzuziehen.

1.4. Die Feststellungen ergeben sich zweifelsfrei aus dem Gerichtsakt des Bundesverwaltungsgerichtes und aus dem

Schriftsatz vom 05.02.2020.

2. Rechtliche Beurteilung:

2.1. Eine bloß formlose Beendigung (etwa durch Einstellung mittels Aktenvermerk) eines nach dem VwGVG vom

Verwaltungsgericht geführten Verfahrens kommt nicht in Betracht, handelt es sich doch bei der Entscheidung des

Verwaltungsgerichtes, ein bei ihm anhängiges Verfahren nicht weiterzuführen, um eine Entscheidung im Sinn des § 31

Abs. 1 VwGVG. Eine Verfahrenseinstellung ist unter anderem dann vorzunehmen, wenn die Beschwerde rechtswirksam

zurückgezogen wurde (VwGH 29.04.2015, Fr 2014/20/0047).2.1. Eine bloß formlose Beendigung (etwa durch Einstellung

mittels Aktenvermerk) eines nach dem VwGVG vom Verwaltungsgericht geführten Verfahrens kommt nicht in Betracht,

handelt es sich doch bei der Entscheidung des Verwaltungsgerichtes, ein bei ihm anhängiges Verfahren nicht

weiterzuführen, um eine Entscheidung im Sinn des Paragraph 31, Absatz eins, VwGVG. Eine Verfahrenseinstellung ist

unter anderem dann vorzunehmen, wenn die Beschwerde rechtswirksam zurückgezogen wurde (VwGH 29.04.2015, Fr

2014/20/0047).

2.2. Der Beschwerdeführer hat mit Schriftsatz vom 05.02.2020 die gegen den Bescheid der Oberösterreichischen

Gebietskrankenkasse vom 24.09.2019, Zl. 82379274, erhobene Beschwerde zurückgezogen.

Gemäß § 7 Abs. 2 VwGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zulässig, wenn die Partei nach der Zustellung oder

Verkündung des Bescheides ausdrücklich auf die Beschwerde verzichtet hat. Für einen Rechtsmittelverzicht bestehen

grundsätzlich keine besonderen Formerfordernisse, daher ist auch die Zurückziehung der Beschwerde einem

Beschwerdeverzicht gleichzuhalten. Eine solche Zurückziehung ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der

Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung möglich (§ 17 VwGVG iVm § 13 Abs. 7 AVG). Mit der Zurückziehung ist

das Rechtsschutzinteresse der beschwerdeführenden Partei weggefallen, womit einer Sachentscheidung die

Grundlage entzogen ist, sodass die Einstellung des Verfahrens auszusprechen ist (VwGH 25.06.2018, Fr

2017/08/0038).Gemäß Paragraph 7, Absatz 2, VwGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zulässig, wenn die Partei nach

der Zustellung oder Verkündung des Bescheides ausdrücklich auf die Beschwerde verzichtet hat. Für einen

Rechtsmittelverzicht bestehen grundsätzlich keine besonderen Formerfordernisse, daher ist auch die Zurückziehung

der Beschwerde einem Beschwerdeverzicht gleichzuhalten. Eine solche Zurückziehung ist in jeder Lage des Verfahrens

ab Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung möglich (Paragraph 17, VwGVG in Verbindung mit

Paragraph 13, Absatz 7, AVG). Mit der Zurückziehung ist das Rechtsschutzinteresse der beschwerdeführenden Partei

weggefallen, womit einer Sachentscheidung die Grundlage entzogen ist, sodass die Einstellung des Verfahrens

auszusprechen ist (VwGH 25.06.2018, Fr 2017/08/0038).

2.3. Gemäß § 25a Abs 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art 133 Abs 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist zu begründen. 2.3. Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist zu begründen.
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Die Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig, da die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage

abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die gegenständliche Entscheidung weicht nicht von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab. Darüber hinaus liegt bei Fehlen einer Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist

(VwGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053). Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu

lösenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, da die Entscheidung nicht

von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die gegenständliche Entscheidung

weicht nicht von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab. Darüber hinaus liegt bei Fehlen

einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung vor, wenn die

Rechtslage eindeutig ist (VwGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053). Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine

grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.
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